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Vertreter der holländischen Regierung zur Mitarbeit der
Frau im Staat

Am 15. Kongress des Internationalen Frauenverbandes für gleiche
Rechte und gleiche Verantwortung vom 16.—24. Juli 1949 in Amsterdam
sprach an der Eröffnungssitzimg für die holländische Regierung Dr. A. M.
Joekes, Minister der Sozialen Arbeit, über die Leistungen der Frauen
für das öffentliche Wohl und bekundete seine durch Erfahrung begrün-
dete Anerkennung der Mitarbeit der Frauen im Staate. Der Vorzug der
Frauen liege darin, dass sie gradaus auf die Sache losgehen, nicht darum
herum reden und kürzere Reden halten als die Männer.

Auch der Bürgermeister von Amsterdam, der den ganzen Kongress
inmitten der reichen Kunstschätze des städtischen Museums empfing,
zollte den Frauen höchste Anerkennung. Die tatsächliche Stellung und
Bedeutung der Frauen in Gesellschaft und Staat sei ein Wertmesser für
die Kulturhöhe eines Volkes.

Königin Juliana empfing eine Delegation des Kongresses in ihrem
Palast in Soestdijk.

Als dabei die Vorsitzende des Kongresses mit einem lächeln-
den Seitenblick gegen die schweizerischen Vertreterinnen davon
spricht, dass in unserem Lande die Frauen noch nicht stimm-
berechtigt seien, und wie die Schweizerin seufzend ihre Heimat
als historisches Museum von Europa bezeichnet, bricht die Kö-
nigin in ein fröhliches Lachen aus. "Sehr ernst fängt sie dann
aber von der grossen Verpflichtung aller derjenigen Frauen zu sprechen
an, die in einer hohen Stellung sind, und von denen man sozusagen alle
Tugenden und Fähigkeiten verlangt: sie sollen zugleich intelligent und
schön, liebenswürdig und wissenschaftlich geschult sein; was man einem
Mann in gleicher Stellung verzeihen würde, das verzeiht man ihr niemald,
und es wird uns klar, welch schwere Bürde auf dieser noch'jungen
Monarchin hegt; zugleich aber erfüllt es uns mit Freude und Stolz, hier
eine Vertreterin unseres Geschlechts vor uns zu sehen, die anscheinend
ihr schweres Amt mit Ueberlegenheit und Geschick zu führen versteht.

Nach den Berichten im Schw. Fr. Bl. vom 29. Juli u. 5. Aug. 1949.

Arbeit für die soziale Verständigung
Am IV. Wodhenelndkiirs des Schweizerischen Verbandes für Frauen-

Stimmrecht im Volksbildungsheim Herzberg, 28./29. Mai 1949 vereinigten
sich 43 Teilnehmerinnen aus verschiedensten Kreisen unseres Volkes^
Hausfrauen und Berufstätige, zur Besprechung wirtschaftlicher und so-
zialer Probleme der Gegenwart. Er stand unter der Devise: Wir arbeiten
für die soziale Verständigung.
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Die drei Referate des ersten Kurstages dienten vorab der sachlichen
Orientierung über die wirtschaftliche und soziale Lage unserer drei wich-
tigsten Erwerbsgruppen, der Landwirtschaft, der Lohnarbeiterschaft und
der Unternehmerschaft in Industrie, Handel und Gewerbe. Das erste Wort
hatte die Vertreterin unseres Bauernstandes, Fräulein H. Pestalozzi.

Die Referentin ging aus von der Tatsache, dass in den letzten Jahr-
zehnten unsere bäuerische Bevölkerung sich um ungefähr 50 o/o reduziert
hat, unser Bauerntum im Schwinden begriffen ist. Nur noch 23 o/o unseres
Volkes sind heute in der Urproduktion tätig. Diese Tatsache ist für den
sozialen Aufbau der Schweiz von sehr schwerwiegender Bedeutung. Denn
einmal hat unser ganzes Volk je und je aus dem Bauerntum seine besten
Kräfte gezogen; wir alle sind durch Herkunft und Abstammung irgendwiemit der Bauernsame verwachsen. Und sodann bildet der freie, Wirtschaft-
lieh gesunde Bauernstand in einem Staat stets das politisch ruhige, sta-
biKsierende Element, die Bauernfamilie eine rechte Urzelle des Staates.
Wir haben deshalb allen Grund, uns für die Erhaltung eines lebens-
kräftigen Bauerntums einzusetzen. Die Ursachen, die zur Schrumpfungder Urproduktion jn der Schweiz führten, sind materieller und geistigerArt. Materiell : Der Bauer hat heute wirtschaftlich einen sehr schweren
Stand, denn die schweizerische Landwirtschaft kann ohne Eingreifen des
Staates (Preisstützung, Schutzzölle) kaum existieren; der Taglohn des
Bauern bleibt oft kleiner als der seines Knechtes, kleiner als der des
Industriearbeiters (Brugger Buchhaltungen). Der Bauer sollte durch bes-
sere Rendite des gutgeführten Betriebes zur Weiterbildung und Schulung
ermuntert werden. Die Referentin zeigte dann an einzelnen Beispielen
(Milchpreis, Mehlpreis, Verwertung von Ueberernten, Einfuhr von Aus-
landgemüse, Absatzschwierigkeiten für einheimische Produkte) alle die
materiellen Schwierigkeiten, mit denen unsere Landwirtschaft zu kämpfen
hat. Oft beschleicht deshalb den Bauern das Gefühl, auf verlorenem Po-
sten zu stehen; er wendet sich dann auch innerlich von seinem Berufe ab
und vereitelt dadurch das edelste Ziel der Bauernpolitik: Die sittliche
Verankerung unseres Bauerntums in altbewährtem schweizerischem Ge-
dankengut.

Das zweite Referat von Frau Zöbeli-Götz galt den wirtschaftlichen
und sozialen Nöten unserer Lohnarbeiterschaft. Diese stellt, nach den
letzten statistischen Erhebungen, zahlenmässig das grösste Kontingent der
schweizerischen Bevölkerung dar. Allein die Industriearbeiterschaft um-
fasst 860'528 Erwerbende mit 879'463 von diesen erhaltenen Angehörigen.
Dazu kommen die Angestellten jn Handel, Bank- und Versicherungswesen,
in Gastgewerbe, Verkehr und öffentlichen Diensten mit 507'635 Erwer-
benden und 470'414 Angehörigen. Etwas mehr als '21/2 Millionen unseres
4 Millionen Volkes bezieht somit seine Existenzgrundlage aus irgend ei-
nem abhängigen Arbeitsverhältnis, stützt sein materielles Dasein auf einen
Lohn. Lohn ist der fixe Entgelt für eine auf Zeit geleistete Arbeit. Wenn
wir deshalb wissen wollen, mit welchen materiellen Möglichkeiten unser
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Volk lebt, müssen wir uns die Löhne näher ansehen. In der Industrie ver-
dient ein gelernter Arbeiter heute zwischen 484 Fr. (Schuhindustrie) und
642 Fr. (Uhrenindustrie) monatlich. Davon gehen gewisse Abzüge ab für
AHV, für Krankenkasse und Unfallversicherung, so dass das durchschnitt-
liehe jährliche Arbeitereinkommen trotz des fast 100 o/o igen Teuerungsaus-
gleichs sich nur um Fr. 6'000.— herum bewegt. Das Existenzminimum für
eine Familie mit drei Kindern wird heute für die Stadt Zürich auf Fr.
524.— monatlich angesetzt. Die Mehrheit der Arbeiter befindet sich somit
mit ihrem Lohn knapp über dem Existenzminimum. Das will bedeuten:
1. Der Lohn reicht nur für das Lebensnotwendigste; alle Extraausgaben
für kulturelle Zwecke, für Lebensfreuden, für besondere Anschaffungen
müssen vermieden werden. 2. Jedes ausserordentliche Ereignis, wie Fami-
lienzuwachs, Krankheiten, Unfälle, Arbeitslosigkeit bringt das Budget so-
fort aus dem Gleichgewicht. 3. Es können gar keine Rücklagen gemacht
werden für besondere Schulung der Kinder und für das Alter. 4. Es wird
sehr oft ein Ausweg gesucht durch das Mitverdienen der Ehefrau mit allen
seinen nachteiligen Folgen für sie selbst und für die Familie. Frage: Ist
es gerecht, dass ein beruflich tüchtiger, fleissig arbeitender Mann eine nor-
male Familie nur bei bescheidensten Ansprüchen ohne fremde Hilfe durch-
bringen kann? Ist es gerecht, dass die Menschen, die für uns alle lébens-
notwendige, oft schmutzige, schwere und unangenehme Arbeit verrichten,
ihrerseits auf Lebensfreude und Lebensgenuss verzichten müssen? Etwas
besser als die Arbeiter stellen sich die Angestellten; aber in Krisenzeiten
sind auch sie den gleichen Nöten preisgegeben, wie der Arbeiter.

Neben den materiellen Schwierigkeiten kennt der Arbeiter auch die
soziale Not. Sie äussert sich einmal in der Freudlosigkeit bei der immer
gleich bleibenden, für ihn sinnlosen Arbeit, sodann in einer gewissen Ent-
wurzelung und Heimatlosigkeit, die ihn leicht der Vermassung preisgibt,
und schliesslich in der heute immer noch verbreiteten abschätzigen Be-
urteilung des Arbeiterstandes. Er leidet ferner an dem Mangel an Auf-
Stiegsmöglichkeiten im Beruf, und er leidet unter der Tatsache, dass auch
seinen Kindern wiederum sein eigenes Los beschieden sein wird. Er
ist bedrückt durch die Unsicherheit seiner Existenzgrundlage und durch
die Angst vor arbeitslosen, alten, kranken Tagen. Es ist deshalb Aufgabe
unserer Wirtschafts- und Sozialpolitik, dafür zu sorgen, dass diese 21/2

Millionen vom Arbeitslohn lebenden Menschen, durch deren Arbeit unser
Leben eTst lebenswert wird, auch ihrerseits an den Gütern des Lebens
einen gerechten Anteil erhalten.

Als dritte Referentin äusserte sich sodann Frau Dr. Binder zu den
Problemen der Privatwirtschaft. Das private Unternehmertum der Schweiz
verteilt sich auf einen grossen Teil unseres "Volkes und ist nicht (in den
Händen Weniger konzentriert. Wir zählen 64'000 Einzelunternehmungen,
19'000 Aktiengesellschaften und 12'000 Genossenschaften. Trotz dieser
verhältnismässig gesunden Struktur unserer Privatwirtschaft stellen sich
ihr dennoch Probleme verschiedener Art. Die einen gruppieren sich um
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das Verhältnis zwischen Unternehmer und Arbeiter, die andern ergeben
sich aus der besondern wirtschaftlichen Lage der Schweiz. Die Beziehungen
zwischen Unternehmer und Arbeiter sind einerseits materieller, anderseits
menschlicher Art. Die materiellen Beziehungen finden ihren Ausdruck im
Lohnproblem, das heute vielfach durch Gesamtarbeitsverträge gelöst wird,
und zwar nicht mehr einseitig nach dem Leistungsprinzip, sondern unter
Berücksichtigung des Soziallohnes. Die menschlichen Beziehungen zwi-
sehen Unternehmer und Arbeiter sollten mehr als früher durch die Idee
der Zusammenarbeit beherrscht werden, anstatt durch den Herr-im-
Hause-Standpunkt und den Klassenkampf. Ein wertvolles Mittel zur Ver-
wirklichung dieses Zieles sind die in vielen Unternehmungen eingeführten
Betriebskommissionen, in denen Arbeitgeber und Arbeitnehmer gemein-
sam wichtige Fragen des Betriebes besprechen und zu lösen versuchen.
Neben diesen inne,ra Aufgaben hat aber unsere Privatwirtschaft vor allem
mit äussern Schwierigkeiten zu kämpfen, die sich aus der ungünstigen
wirtschaftlichen Situation der Schweiz ergeben. Die Schweiz muss expor-
tieren, um ihre Bevölkerung ernähren zu können. Durch das Exportin-
teresse gerät aber die Industrie in Konflikt mit der Arbeiterschaft (hohe
Löhne erschweren den Export) und mit der Landwirtschaft (Schutzzölle
für den Import rufen Schutzzöllen für den Export). Unser privatwirt-
schaftliches System hat heute vor allem zwei Feinde zu bekämpfen, das
ist einerseits die Vertrustung, die in verschiedenen Gebieten unserer
Wirtschaft bereits erfolgt ist (Zementindustrie, Müllereien, Brauereien,
Uhrenindustrie, Benzingewerbe, Kohlenhandel etc.). Durch die Vertrus-
tung wird un betreffenden Wirtschaftsgebiet die freie Konkurrenz aus-
geschaltet, die bestehenden Unternehmungen erhalten eine Monopolstel-
lung, beherrschen den Markt und diktieren die Preise. Wir haben heute
noch keine Anti-Trust-Gesetzgebung, wie z. B. die USA, aber unsere
Bundesverfassung hat den Bund durch die neuen Wirtschaftsartikel be-
auftragt, eine solche zu schaffen. Die zweite Gefahr ist die der Verstaut-
lichung, wie sie heute besonders durch den Kommunismus propagiert wird.
Up- gegenüber bietet sich durch den Ausbau des Genossenschaftsgedankens
die Möglichkeit, den Auswüchsen des kapitalistischen Systems entgegen-
zuarbeiten. — Wir Frauen stehen diesen Problemen und den damit ver-
bundenen Aufgaben nicht machtlos gegenüber, sondern wir haben als
Konsumentinnen die Möglichkeit, aktiv und mit sozialem Bewusstsein
in den Kampf einzugreifen (Fleischstreik, Label-Bewegung); aber wir
müssen aus unserer wirtschaftlichen und sozialen Indifferenz erwachen
und mit einem positiven Gestaltungswillen an die Probleme herantreten.

Die in den drei Referaten aufgeworfenem Fragen wurden am Abend
in zwei DiskussionsgrUppen weiterbesprochen.

(Fortsetzung folgt).
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